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(Nr. 1473.) Geſetz, betreffend die Seftitellung eines Nachtrags zum Reichshaushalts⸗Etat für 
das Etatsjahr 1882/83. Vom 26. Juni 1882. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, Koͤnig 


von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: : 
Sl: 


In den Reichshaushalts⸗Etat für das Etatsjahr 1882/83 iſt unter Kapitel 2 

der einmaligen Ausgaben als Titel 3 einzuftellen: 
Zur baulichen Herrichtung des in der Wilhelmſtraße 75 belegenen 
ehemals v. Deckerſchen Grundſtücks behufs Unterbringung von Geſchäfts⸗ 
lokalen des Auswärtigen Amts, ſowie zur Beſtreitung der durch den 
Umzug entſtehenden weiteren Koſte n 105 000 Mark. 

$. 2. 

Die Mittel zur Beſtreitung dieſes Mehrbedarfs find, ſoweit dieſelben nicht 
durch Mehrerträge bei den außer den Matrikularbeiträgen zur Reichskaſſe fließenden 


regelmäßigen Einnahmen ihre Deckung finden, durch Beiträge der einzelnen Bun⸗ 
desſtaaten nach Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 26. Juni 1882. 


(L. S.) Wilhelm. 
In Vertretung des Reichskanzlers: 
Scholz. 
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Ausgegeben zu Berlin den 6. Juli 1882. 


— O8 


(Nr. 1474.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Aufnahme einer Anleihe auf Grund des Geſetzes 
vom 15. Februar 1882. Vom 26. Juni 1882. 


Auf Ihren Bericht vom 24. Juni d. J. genehmige Ich, daß auf Grund des 
Geſetzes vom 15. Februar 1882, betreffend die Aufnahme einer Anleihe für Zwecke 
der Verwaltungen des Reichsheeres, der Marine und der Reichseiſenbahnen, ſowie 
zur Erhöhung der Betriebsfonds der Reichskaſſe (Reichs⸗Geſetzbl. S. 38), ein Be⸗ 
trag von 29 674 405 Mark durch eine nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
19. Juni 1868 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 339) zu verwaltende Anleihe beſchafft und 
zu dieſem Zwecke ein entſprechender Betrag von Schuldverſchreibungen, und zwar 
über zweihundert Mark, fünfhundert Mark, eintauſend Mark, zweitauſend Mark 
und fünftauſend Mark ausgegeben werde. 

Die Anleihe iſt mit jährlich vier vom Hundert am 1. April und 1. Oktober 
zu verzinſen. 

Die Tilgung des Schuldkapitals erfolgt in der Art, daß die durch den 
Reichshaushalts⸗Etat dazu beſtimmten Mittel zum Ankauf einer entſprechenden 
Anzahl von Schuldverſchreibungen verwendet werden. Dem Reich bleibt das 
Recht vorbehalten, die im Umlauf befindlichen Schuldverſchreibungen zur Ein- 
löſung gegen Baarzahlung des Kapitalbetrages binnen einer geſetzlich feſtzuſtellenden 
Friſt zu kündigen. Den Jahabern der Schuldverſchreibungen ſteht ein Kündigungs⸗ 
recht gegen das Reich nicht zu. 

Ich ermächtige Sie, hiernach die weiteren Anordnungen zu treffen und die 
Reichsſchuldenverwaltung mit näherer Anweiſung zu verſehen. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch das Reichs⸗Geſetzblatt zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Bad Ems, den 26. Juni 1882. 
Wilhelm. 


In Vertretung des Reichskanzlers: 


Scholz. 
An den Reichskanzler. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


